

Verfassungsbeschwerde 


Lemgo, den 24. Oktober 1994 


des Verlegers, Herrn Udo Walendy, Hochstr. 6, 32602 Vlotho/ 
Weser, Beschwerdeführers, 

Verfahrensbevollmächtiger: Rechtsanwalt Prof. Dr. Hans-Wer¬ 
ner Bracht, Lemgo, 

gegen 

a) den Beschluß des Amtsgerichts Herford vom 2.9.1994, 

Az.: 3 Ls 46 Js 574/92 (181/93), 

Historische Tatsachen Nr. 52 "Weitergehende Forschung", 

b) den Beschluß des Amtsgerichts Herford vom 2.9.1994, 

Az.: 3 Ls 46 Js 7/93 (182/93), 

Historische Tatsachen Nr. 53 "Entstellte Geschichte'; 

c) den Beschluß des Landgerichts Bielefeld vom 29.9.1994, 
Az.: Qs 563/94 VIII, 

Historische Tatsachen Nr. 52 ''Weitergehende Forschung", 
zugegangen am 11.10.1994, 

d) den Beschluß des Landgerichts Bielefeld vom 29.9.1994, 
Az.: Qs 562/94 VIII, 

Historische Tatsachen Nr. 53 "Entstellte Geschichte”, 
zugegangen am 11.10.1994, 

Beschwerdegegner. 

Namens und im Auftrag des Beschwerdeführers überreiche ich 
Vollmacht auf mich und beantrage zu erkennen: 

a) Die angefochtenen Beschlüsse der Beschwerdegegner werden 
aufgehoben, weil sie den Beschwerdeführerin seinen verfassungsmä¬ 
ßig garantierten Grundrechten verletzen. 

b) Die Kosten dieses Verfahrens trägt der Justizfiskus des Landes 
Nordrhein-W estfalen. 

Begründung: 

1 . 1 . 

Der Beschwerdeführer ist Verleger und als solcher 
Inhaber des Verlages für Volkstum und Zeitgeschichts¬ 
forschung in Vlotho an der Weser. Im Programm dieses 
Verlages gibt er auch das wissenschaftliche Sammel¬ 
werk Historische Tatsachen heraus, das sich der 
Erforschung der jüngeren europäischen, speziell auch 
deutschen Vergangenheit widmet. Wesentliches Merk¬ 
mal dieser Forschungsarbeiten ist der Versuch, die 
zeitgeschichtlichen Ereignisse — u.a. auch die Kriegs¬ 
verbrechensthematik - so objektiv wie möglich an Hand 
international gesicherter Quellen zu überprüfen, dar¬ 
zustellen und zu belegen. 

Auch die Inhalte der beiden Ausgaben Historische 
Tatsachen Nr. 52 ("Weitergehende Forschung") und 
53 ("Entstellte Geschichte") bezogen sich auf den Rah¬ 
men dieser hier gestellten Aufgabe. Gegen diese beiden 
Ausgaben beantragte die Staatsanwaltschaft Bielefeld 
im Wege des objektiven Verfahrens unter den o.g. 
Aktenzeichen beim Amtsgericht Herford die Einzie¬ 
hung durch Beschluß nach §§ 440, 441 StPO sowie die 
Unbrauchbarmachung der zur Herstellung der beiden 
Schriften gebrauchten oder bestimmten Vorrichtungen 
wie Platten, Formen, Drucksätze, Druckstöcke, Negati¬ 
ve oder Matrizen. 

Die Staatsanwaltschaft trug in ihrer Antragsschrift 
zur Begründung hinsichtlich der Nr. 52 vor, diese 
Schrift befasse sich mit bisherigen Forschungsergeb¬ 
nissen zu verschiedenen technischen und physikali¬ 
schen Analysen, denen zufolge die Massenvernichtung 


in den Konzentrationslagern des Dritten Reiches eben¬ 
sowenig möglich gewesen sei wie die Beseitigung der 
Leichen. Auch habe der Beschwerdeführer dort zum 
Ausdruck gebracht, die Besatzung eines deutschen 
Kriegsschiffes der Bundesmarine habe bei einem Be¬ 
such in Israel eine "Sühne- und Bekennervisite" in der 
Holocaust-Gedenkstätte Jad Vasheip absolvieren müs¬ 
sen, bei der sie mit einem gefälschten Bild konfrontiert 
worden sei. Die Tatsache, daß dem Verfasser Beweise 
für die Fälschung des besagten Bildes vorliegen, hat der 
Staatsanwalt nicht zur Kenntnis genommen. Er formu¬ 
lierte stattdessen weiter, der Beschwerdeführer habe 
sich mit dieser Materie "nicht zu Zwecken der Wahrheit¬ 
findung" beschäftigt, sondern "gehe davon aus", daß 
"die historisch gesicherte systematische Judenvernich¬ 
tung im Dritten Reich eine gegen Deutschland betriebe¬ 
ne 'Staat lieh-amt liehe Lügen- und Greuelpropaganda' 
der Alliierten sei, die von Israel zu Wiedergutmachungs¬ 
zahlungen benutzt werde". 

In ihrer Antragsschrift gegen die Nr. 53 trägt die 
Staatsanwaltschaft zur Begründung vor, der Beschwer¬ 
deführer habe erklärt, daß die in Veröffentlichungen 
des Konradsblattes und Stern behaupteten mehrere 
Tausend Morde an Kindern "frei erfundene Legenden" 
seien, die "in unverantwortlicher Weise in die Öffent¬ 
lichkeit lanciert worden"seien. Die Beweisführung des 
Verfassers bei der Untersuchung dieser Vorgänge wäh¬ 
rend des Krieges in Lodz hat die Staatsanwaltschaft 
demgegenüber nicht mit einem einzigen Wort berück¬ 
sichtigt. Bei Abwägung ihres Vorwurfes gegen den 
Verfasser (Beschwerdeführer) hätte sie u.a. auch das 
zur Urteilfindung des Verfassers als entscheidend an¬ 
geführte Landgerichtsurteil Hamburg (Az.: 147 Js 10/ 
70) sowie die Mitteilung der Landeszentrale der Lan¬ 
desjustizverwaltungen in Ludwigsburg (Az.: 110/11 AR 
189/84) vom 25.6.1984 berücksichtigen und prüfen 
müssen, ob es, wie vom Verfasser nachgewiesen, tat¬ 
sächlich für die zitierten Behauptungen des Konrads¬ 
blattes und der Illustrierten Stern keinerlei Beweise 
gibt. Die Definition des Verfassers "Legende" trifft je¬ 
doch genau auf eine Behauptung zu, für die es keine 
Beweise gibt. Es ist also abwegig, mit dem Hinweis auf 
diesen geschilderten Sachverhalt dem Beschwerdefüh¬ 
rer einen Straftatbestand konstruieren zu wollen, und 
dann noch mit der Formulierung, "er geht davon aus, 
daß es die Judenvernichtung nicht gegeben hat”, was 
gar nichts mit dem Untersuchungsgegenstand zu tun 
hat, also weder geäußert worden ist, noch davon "ausge¬ 
gangen" sein konnte. Dennoch ist dies geschehen und 
vom Amtsgericht Herford sowie dem Landgericht Biele¬ 
feld kommentarlos übernommen worden. 

Weiterhin warf die Staatsanwaltschaft dem Be¬ 
schwerdeführer vor, er habe in der Nr. 53 Propaganda¬ 
aposteln vorgeworfen, sie würden "Dreck auf die Ge- 
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schichte unseres Volkes schleudern, auch wenn sie 
feststellen müssen, keinerlei Beweise für ihre Verun¬ 
glimpfungen vorweisen zu können", obgleich dieser 
Sachverhalt offenkundig ist. Weiterhin werde in dieser 
Druckschrift behauptet, die vom NS-Regime in den KZ- 
Lagern betriebene Massenvernichtung mittels Giftgas 
und die Beseitigung von Leichen sei nicht möglich 
gewesen. Vielmehr seien die historisch gesicherten 
Tatsachen der systematischen Judenverfolgungen als 
''Greuelmärchen" anzusehen. Staatsanwaltschaft so¬ 
wie die genannten Gerichte haben überhaupt nicht 
berücksichtigt, daß die Nr. 53 sich so gut wie gar nicht 
mit der Judenthematik befaßt; nur ganz am Rande sind 
- bezogen auf konkrete Einzelfälle ~ Juden unter 
anderen Bevölkerungen erwähnt. Es kann somit nicht 
zum Straftatbestand gemacht werden, was thematisch 
gar nicht behandelt worden ist. 

Mit der vorsätzlichen Verbreitung dieser beiden 
Druckschriften in Kenntnis ihres Inhalts sei der Tatbe¬ 
stand der Volksverhetzung nach § 130 Ziff. 3 StGB und 
der der Beleidigung nach § 186 StGB erfüllt. Infolge 
Strafverfolgungsveijährung sei das objektive Einzie¬ 
hungsverfahren durchzuführen. 

Zum ersten angeführten Satz der Staatsanwalt¬ 
schaft ist zu sagen, daß dieser gewiß nicht strafbar ist, 
zumal, wenn er mit konkreten Belegen bewiesen wird, 
wie es der Beschwerdeführer in seinen Ausführungen 
getan hat. Der zweite Satz dieser Antragsschrift des 
Staatsanwaltes ist genau derselbe wie in seiner An¬ 
tragsschrift gegen die Nr. 52. Er ist hier wie dort eine 
nicht bewiesene Unterstellung. 

2. Originalausgaben der beschlagnahmten Druck¬ 
schriften stehen dem Beschwerdeführer nicht mehr 
zur Verfügung. Es wird dieserhalb auf die Belegstücke 
verwiesen, die sich in den Akten befinden müssen. 

3 a) Das Amtsgericht Herford entschied in beiden 
Fällen (Nr. 52 + 53) ohne öffentliche Verhandlung 
gemäß den Anträgen der Staatsanwaltschaft. 

In diesen Beschlüssen a) + b), die in Ablichtung 
beigefügt sind, wird zur Begründung ohne Subsum¬ 
tion vorgetragen, daß die zur Einziehung angeordne¬ 
ten Druckschriften die Äußerung enthielten, die histo¬ 
risch gesicherte Tatsache der systematischen Juden¬ 
verfolgung im Dritten Reich sei als "Greuelmärchen" 
bezeichnet worden. Dies sei als Beleidigung aller Opfer 
des NS-Regimes anzusehen und zugleich eine böswilli¬ 
ge Verächtlichmachung der jüdischen Bevölkerung, 
deren Angehörige besonders unter diesem Regime zu 
leiden gehabt hätten. 

3 b) Gegen diese Beschlüsse legte der Beschwerde¬ 
führer sofortige Beschwerde ein, die das Landgericht 
Bielefeld mit den angefochtenen Beschlüssen zu c) + d), 
die ebenfalls in Ablichtung beigefügt sind, verwarf. 

Diese Beschlüsse (c + d) bringen keinerlei eigene 
Gesichtspunkte zu dieser Sache und stellen lediglich 
fest, daß die Kammer die Auffassung des Amtsgerichts 
Herford teile, wonach die in den Antragschriften der 
Staatsanwaltschaft Bielefeld vom 23.1.1993 beanstan¬ 
deten Texte die getroffenen Entscheidungen rechtfer¬ 
tigten. 


II. 1. 

Der Beschwerdeführer sieht sich durch die 4 Ent¬ 
scheidungen in den beiden Verfahren gegen die Nr. 52 
+ 53 in seinen verfassungsmäßig gewährleisteten Grund¬ 
rechten verletzt und rügt insoweit Verletzung von Art. 
20 Abs. 3, von Art. 5 Abs. J, S. 1 und von Art. 5 Abs. 3, 
S. 22 GG. Diese Ansicht begründet er wie folgt: 

2. Die beiden angefochtenen Beschlüsse des Amtsge¬ 
richts Herford gegen die Nr. 52 + 53 geben zunächst bei 
Fehlen jeglicher Subsumption auch keinerlei konkre¬ 
ten Nachweis für die angeführte - in beiden Fällen trotz 
ganz unterschiedlicher Texte gleichlautende - Begrün¬ 
dung. Die Unterschiedlichkeit der historischen Unter¬ 
suchungsthemen ist allein schon dadurch gekennzeich¬ 
net, daß sich die Ausgabe Nr. 52 "Weitergehende For¬ 
schung" mit dem gegenwärtigen Forschungsstand um 
Auschwitz befaßt, die Nr. 53 "Entstellte Geschichte" 
hingegen Auschwitz überhaupt nicht erwähnt, sondern 
ganz andere Komplexe untersucht, in denen, wie ge¬ 
sagt, von einer allgemeinen Juden-Politik gar keine 
Rede ist. 

Dennoch geben, wie gesagt, beide angefochtenen 
Beschlüsse sowohl des Amtsgerichts Herford als auch 
des Landgerichts Bielefeld genau die gleiche Begrün¬ 
dung für jedes der beiden unterschiedlichen Hefte, ohne 
auch nur den Wortlaut irgendwie zu ändern oder Belege 
für die vorgetragenen Anschuldigungen anzuführen. 
Damit ergibt sich, daß die Verschiedenheit der beiden 
beschlagnahmten Zeitschriftenausgaben und die spezi¬ 
fizierten Einwendungen des Beschwerdeführers gegen 
die Anschuldigungen der Staatsanwaltschaft gar nicht 
erst zur Kenntnis genommen worden sind. 

3. Rein formell fällt zunächst auf, daß in keiner der 
beiden Antragsschriften der Staatsanwaltschaft Biele¬ 
feld vom 23. 9.1993 an irgendeiner Stelle erwähnt ist, 
daß in einem der beiden Zeitschriften tatsächlich ein 
Ausspruch des Beschwerdeführers so gefallen ist, wie 
er in den angefochtenen Beschlüssen des Amtsgerichts 
Herford und des Landgerichts Bielefeld als Begrün¬ 
dung angegeben wird. 

Der Staatsanwalt begründete wie folgt: 

"Der Einziehungsbeteiligte behauptet in seiner Pub¬ 
likation, daß die von den Nationalsozialisten betriebene 
Massenvernichtung in den Konzentrationslagern mit¬ 
tels Giftgas und die Beseitigung der Leichen nicht 
möglich gewesen sei." 

Hiermit folgt das Gericht den Formulierungen der 
Staatsanwaltschaft, fährt seinerseits jedoch verändernd 
fort, - ohne jegliche Angabe von Belegen, wo und wie 
der Verfasser das getan haben soll: 

"Er bezeichnet dabei die historisch gesicherte Tatsa ,- 
che der systematischen Judenvernichtung als »Greuel¬ 
märchen« der ehemaligen alliierten Siegermächte". 

Die Staatsanwaltschaft hingegen hatte nicht be¬ 
hauptet, der Verfasser hätte dies getan , sondern ein¬ 
fach - natürlich auch ohne Bpleg - unterstellt, "der 
Verfasser seht davon aus". Dieses "er geht davon aus" 
heißt nicht, daß er es expressis verbis getan hat. Es ist 
einfach eine unbewiesene Unterstellung der Staatsan¬ 
waltschaft - ebenso wie die anschließende Behauptung 
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... die vom Staat Israel zum Zwecke der Erlangung 
von Wiedergutmachungszahlungen benutzt werde" --, 

die von der Staatsanwaltschaft lediglich deshalb 
vorgetragen wurde, um dem Schema eines juristischen 
terminus technicus gerecht zu werden, der Bestrafung 
nach sich zieht. Es wäre Aufgabe der Gerichte gewesen, 
diese Unterstellungen zu überprüfen und zu belegen. 
Dies ist jedoch in keiner der beiden Instanzen gesche¬ 
hen. 

Nicht scharf genug kann in diesem Zusammenhang 
gerügt werden, daß weder der Staatsanwalt noch die 
Gerichte einen Nachweis für diesen entscheidenden 
Sachverhalt erbracht haben und dennoch mit diesem 
Verhalten zwei wissenschaftliche Zeitschriftenausga¬ 
ben der Literaturvernichtung anheimgeben. 

4. Die angefochtenen Beschlüsse des Amtsgerichts 
Herford haben die dem Verfasser unterstellten Aus¬ 
drücke als Rechtfertigung angeführt, die dieser jedoch 
selbst gar nicht verwendet hatte. 

Schon diese Feststellung rechtfertigt die Aufhebung 
der angefochtenen Beschlüsse, da sie nicht sachgerecht 
begründet sind und mithin das Recht des Beschwerde¬ 
führers auf ein "faires Verfahren und ein faires Urteil" 
als wesentlichen Bestandteil des Grundrechts auf Ge¬ 
währung des Rechtsstaates nach Art. 20 Abs. 3 GG 
erheblich verletzt haben. 

Zur Rechtsnatur dieses Grundrechts verweist der 
Beschwerdeführer auf die grundlegende Regelung für 
das Verwaltungsverfahren, die in § 39 BVerfG allge¬ 
mein für jedes Handeln der Verwaltungsbehörden dem 
Bürger gegenüber zum Ausdruck kommt. Dem ent¬ 
spricht im Strafverfahren § 34 StPO. 

Es kann daher ganz allgemein für das öffentli chrecht- 
liche Gerichtsverfahren, also im Amtsverfahren, fest¬ 
gestellt werden, daß ein wesentlicher Bestandteil die¬ 
ses Verfahrens die Begründungspflicht für staatliche 
Akte ist, die in die Rechtsstellung des betroffenen Bür¬ 
gers eingreifen. 

Somit kann dieses "Recht auf faires Verfahren und 
faires Urteil" als einer der tragenden Grundsätze des 
Rechtsstaatgedankens angesehen werden, wie er als 
tragender Verfassungsgrundsatz der Bundesrepublik 
Deutschland und damit zugleich als Grundrecht jeden 
Bürgers unseres Staates im Art. 20 Abs. 3 GG ausgestal¬ 
tet ist. In eben dieses Grundrecht wird hier erheblich 
eingegriffen dadurch, daß die angefochtenen Beschlüs¬ 
se des Amtsgerichts Herford und des Landgerichts 
Bielefeld zum einen keinerlei Faktenbeweise für ihre 
Begründungen enthalten. Zum andern sind diese Ent¬ 
scheidungen auch insoweit unbegründet, als dem Be¬ 
schwerdeführer Behauptungen unterstellt wurden, die 
er nachweisbar weder in dem einen noch dem anderen 
Heft selbst getan hatte. Er kann aber nicht für einen 
Ausdruck oder einen Satz bestraft werden, den er gar 
nicht formuliert hat. Das gilt entsprechend für das 
objektive Verfahren. 

5 a) Die beantragte Aufhebung der beiden Beschlüs¬ 
se des Amtsgerichts Herford und des Landgerichts 
Bielefeld ist auch noch aus weiteren verfassungsrecht¬ 
lichen Gründen gerechtfertigt. 


In beiden beschlagnahmten Zeitschriften-Nummern, 
also Nr. 52 + 53, vertritt der Beschwerdeführer als 
Verfasser konkrete Darstellungen, die er als solche 
wissenschaftlich mit Hilfe internationaler Wissenschaft - 
licher Literatur entwickelt hat. 

Aus der Grundrechtsgarantie des Art. 5 Abs. 3 S. 1 
GG ergibt sich ein bestimmtes Grundrecht auf freie 
Forschung wissenschaftlicher Art für jeden, der sich 
überhaupt wissenschaftlich betätigt: Dieses Recht hat 
zum Inhalt, daß einem jeden solchen Forschenden Frei¬ 
heit von staatlicher Beschränkung gewährt wird (So 
etwa BVerfGE 15 S. 256 (263)). Das bedeutet, daß auch 
die Forschung des Beschwerdeführers in der jüngeren 
deutschen Geschichte insoweit nicht staatlichen Ein¬ 
wirkungen unterliegt, wie er zu den von ihm gewonne¬ 
nen Erkenntnissen gelangt und wie er sie in der Öffent¬ 
lichkeit darstellt. 

Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß die von dem 
Beschwerdeführer hierbei gewonnenen Erkenntnisse 
nicht mit weit verbreiteten oder führenden geschichtli¬ 
chen Feststellungen identisch zu sein brauchen. Denn 
selbst unorthodoxes und intuitives Vorgehen genießt 
den Schutz des Grundrechts aus Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG, 
sofern es sich jedenfalls um Wissenschaft überhaupt 
handelt. Mit Wissenschaft in diesem Sinne ist gemeint, 
daß sie sich an dem Bemühen um Wahrheit ausrichtet. 
Nachweislich hat der Beschwerdeführer alle seine Be¬ 
hauptungen mit umfangreichen historisch wissenschaft¬ 
lichen Quellenbelegen fundiert. 

Unter Wissenschaft fällt alles, was nach Inhalt und 
Form als ernsthafter Versuch zur Ermittlung der Wahr¬ 
heit anzusehen ist (so etwa BVerfGE 35 S. 79(113)). 
Einer Abhandlung kann Wissenschaftlichkeit jeden¬ 
falls erst dann abgesprochen werden, wenn sie den 
Anspruch auf Wissenschaftlichkeit systematisch ver¬ 
fehlt, was aber keineswegs etwa an einzelnen Schulen, 
Theorien oder gar an bestimmten staatlichen Geboten 
orientiert sein kann. 

Wissenschaftlichkeit ist auch nicht etwa davon ab¬ 
hängig, daß der Verfasser einer solchen Abhandlung sie 
selbst für wissenschaftlich hält. Doch können For¬ 
schungsergebnisse in Werken wie etwa den beiden 
beschlagnahmten Ausgaben Historische Tatsachen 
Nr. 52 + 53 nicht deswegen als unwissenschaftlich 
gelten, weil sie etwa Lücken oder Einseitigkeiten auf¬ 
weisen sollten. Sie wären nur dann unwissenschaftlich, 
wenn lediglich vorgefaßte, also nicht selbst erarbeitete 
Thesen vorgelegt würden. 

Es genügt jedenfalls nicht, ein Werk ohne konkrete 
Begründung als unwissenschaftlich zu bezeichnen 
(BVerfG 1 BvR 434/87 vom 11.1.1994 S. 17). Es kommt 
also hier darauf an, wie ein solches Bestreiten konkret 
begründet wird. 

Hinsichtlich der Wissenschaftlichkeit der Arbeit des 
Beschwerdeführers ist also davon auszugehen, daß er 
sich auf sein Grundrecht aus Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG selbst 
dann berufen kann, wenn er in den Untersuchungen, 
die er in den beiden beschlagnahmten Heften vorge¬ 
nommen hat, womöglich Ansichten vertritt bzw. Ergeb¬ 
nisse vermittelt, die gegenwärtig nicht überall bekannt 
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Beschämend für Kanada: Der mit seinen Uber 40 Büchern weltweit bekannte- 
britische Historiker David Irving wird hier am 13.11.1992 in Handschellen nach 
Falschaussagen kanadischer Beamter unter Druck des jüdischen Weltkongressesaus 
Toronto abgeschoben und zur Ausreise gezwungen. 

Bereits am 9.8.1991 hatten der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 
am 22. Juni 1992 der österreichische Botschafter in London und am 9.11.1992 der 
deutsche Botschafter in London an Mr. Neville Nagler, "Chief Executive, The Board of 
Deputies of British Jews in London", dessen Besorgnis teilend kundgetan, daß das 
Aufenthaltsverbot für Irving in Österreich vom 8.11.1989 noch in Kraft sei bzw. der 
Bundesinnenminister im März 1990 die Grenzkontrollbehörden angewiesen hat, Irving 
beim Versuch der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland zurückzuweisen. Wenn 
es dieser "unverantwortlichen Person " dennoch gelungen sei, durchzuschlüpfen, so nur 
deshalb, weil die Grenzen in Europa nunmehr weitgehend geöffnet seien. Doch das 
Verfassungsschutzamt werde dazu beitragen, "daß solche Aktivitäten im Kähmen 
rechtsstaatlicher Möglichkeiten unterbunden werden". Im Sommer 1993 erhielt Irving 
Aufenthaltsverbot im Bundesarchiv Koblenz. 

Worin bestand sein "unverantwortliches Tun'"! In unerwünschten Fernsehdiskus¬ 
sionsbeiträgen zu dem Hollywood-Film »Holocaust« (1979/80) und vor allem in der 
öffentlichen Feststellung, daß dem US-Gaskammer-Sachverständigen FYed Leuchter 
in seinem vor Gericht abgegebenen und beeideten Gutachten keine Fehler nachzuwei¬ 
sen waren. 


und politisch erwünscht sein mögen. 

5 b) Darüber hinaus stehen die 
Arbeiten und Forschungsergebnisse 
des Beschwerdeführers auch noch 
unter dem Schutz des Grundrechtes 
aus Art. 5 Abs. 1 S. 1GG. Danach darf 
jeder Bürger frei sagen können, was 
er denkt, und damit auch meinungs¬ 
bildend in der Öffentlichkeit wirken. 

Hierbei ist nur die bewußt unwahre 
Tatsachenbehauptung eine Ausnah¬ 
me, da sie nicht zur verfassungsmä¬ 
ßigvorausgesetzten Meinungsbildung 
beitragen kann. 

Die Forschungsinhalte der beiden 
beschlagnahmten Hefte des Beschwer¬ 
deführers sind durch seine Meinung 
zu der hierzu vorgetragenen Proble¬ 
matik geprägt und wissenschaftlich 
spezifiziert belegt. Unwahre Tatsa¬ 
chenbehauptungen sind hier weder 
erkennbar noch werden sie von der 
Staatsanwaltschaft oder den genann¬ 
ten Gerichten belegt. 

Die angefochtenen Beschlüsse hät¬ 
ten berücksichtigen müssen, daß Un¬ 
tersuchungen historischer Sachver¬ 
halte, ja selbst Geschichtsinterpreta¬ 
tionen immer zugleich auch Beiträge 
zur politischen Meinungsbildung sind, 
weshalb ihnen der Kernbereich des 
Schutzes als Grundrecht aus Art. 5 
Abs. 1 S. 1 GG gewährleistet ist. Das 
gilt selbst dann, wenn sie nicht den 
herkömmlichen Ansichten hierzu ent¬ 
sprechen, zeichnet sich doch Wissen¬ 
schaft durch Klärung von Widersprü¬ 
chen aus und nicht etwa von deren 
Verbot. 

Somit verletzt die Beschlagnahme 
der beiden Hefte auch das Grund¬ 
recht des Beschwerdeführers aus Art. 

5 Abs. 1 S. 1 GG nachdrücklich, führt 
doch diese Beschlagnahme nicht nur zu einem öffentli¬ 
chen Verbreitungsverbot, sondern auch zur öffentli¬ 
chen Rufschädigung des Beschwerdeführers als Histo¬ 
riker und Verleger. 

In demokratischen Staaten müssen auch Ansichten 
zugelassen sein, die von der herrschenden Meinung 
abweichen. Was insoweit schon seit langem für die 
Jurisprudenz gilt, wo auch nicht eine einzige staatlich 
gebilligte Ansicht zu bestimmten Rechtsproblemen vor¬ 
liegt, das muß auch für alle anderen Zweige der Wissen¬ 
schaft gleichermaßen gelten, auch dann, wenn, wie 
hier, Sachverhalte des Kriegsgeschehens wissenschaft¬ 
lich untersucht werden. 

Hinsichtlich der angefochtenen Beschlüsse zu c) und 
d) gilt grundsätzlich die gleiche Rechtslage, da diese 
Beschlüsse die Rechtsansicht der angefochtenen Be¬ 
schlüsse zu a) und b) ohne jede Veränderung pauschal 


übernommen haben. 

Danach gilt auch hier das, was bereits ausgeführt 
wurde, nämlich die Rechtsfolge für 

a) die fehlende Begründung auch dieser Beschlüsse, 

b) die Verletzung des Grundrechts des Beschwerde¬ 
führers aus Art. 20 Abs. 3 GG, 

c) die Verletzung des Grundrechts des Beschwerde¬ 
führers aus Art. 5 Abs. 3 S. 1 und aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 
GG. 

III. 

Nach alldem wird gebeten, antragsgemäß entschei¬ 
den zu wollen. 

- Auf diesen Antrag vom 24. Oktober 1994 ist bis zur 
Drucklegung dieser HT-Ausgabe keinerlei Reaktion 
seitens des Bundesverfassungsgerichts erfolgt. 
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Aus dem Bundesverfassungsgerichtsurteil 

- Beschluß des Ersten Senats vom 11. Januar 1994 (1 BvR 434/87) 
betreffend das Buch von (Ido Walendy 
"Wahrheit für Deutschland - Die Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges" 


1. Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG erklärt Wissenschaft, Forschung 
und Lehre für frei. ... 

Damit sich die Wissenschaft ungehindert an dem für sie 
kennzeichnenden Bemühen um Wahrheit ausrichten kann, ist 
sie zu einem von staatlicher Fremdbestimmung freien Bereich 
autonomer Verantwortung erklärt worden (vgl. BVcrfGF. 35,79 
<112 f.>; 47,327 <367 f.>). Jeder, der wissenschaftlich tätig ist, 
genießt daher Schutz vor staatlichen Einwirkungen auf den 
Prozeß der Gewinnung und Vermittlung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse. 

Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG schützt aber nicht eine bestimmte 
Auffassung von Wissenschalt oder eine bestimmte Wissen- 
schaltstheorie. Das wäre mit der prinzipiellen Unvollständig¬ 
keit und Unabgeschlossenheit unvereinbar, die der Wissen¬ 
schatt trotz des für sie konstitutiven Wahrheitsbezugs eignet 
(vgl. BVerfGE 35, 79 <113>; 47, 327 <367 f.>). Der Schutz 
dieses Grundrechts hängt weder von der Richtigkeit der Metho¬ 
den und Ergebnisse ab noch von der Stichhaltigkeit der Argu¬ 
mentation und Beweisführung oder der Vollständigkeit der 
Gesichtspunkte und Belege, die einem wissenschaftlichen Werk 
zugrunde liegen. 22 * 

^ Über gute und schlechte Wissenschaft, Wahrheit oder\ 
Unwahrheit von Ergebnissen kann nur wissenschaftlich ge¬ 
urteilt werden (vgl. BVerfGE 5, 85 <145>); Auffassungen, 
die sich in der wissenschaf tlichen Diskussion durchgesetzt 
haben, bleiben der Revision und dem Wandel unterworfen. 
Die Wissenschaftsfreiheit schützt aber auch Minderheiten¬ 
meinungen sowie Forschungsansätze und -ergebnisse, die 
i ^sich als irrig oder fehlerhaft erweisen. ^ 

Ebenso genießt unorthodoxes oder intuitives Vorgehen den 
Schutz des Grundrechts. Voraussetzung ist nur, daß es sich 
dabei um Wissenschaft handelt; darunter fällt alles, was nach 
Inhalt und Form als ernsthafter Versuch zur Ermittlung von 
Wahrheit anzusehen ist (vgl. BVerfGE 35, 79 <113>; 47, 327 
<367>). 

Aus der Offenheit und Wandelbarkeit von Wissenschaft, von 
der der Wissenschaftsbegriff des Grundgesetzes ausgeht, folgt 
aber nicht, daß eine Veröffentlichung schon deshalb als wissen¬ 
schaftlich zu gelten hat, weil ihr Autor sie als wissenschaftlich 
ansieht oder bezeichnet. Denn die Einordnung unter die Wissen¬ 
schaftsfreiheit, die nicht dem Vorbehalt des Art. 5 Abs. 2 GG 
unterliegt (vgl. BVerfGE 35, 79 <112>), kann nicht allein von 
der Beurteilung desjenigen abhängen, der das Grundrecht für 
sich in Anspruch nimmt. Soweit es auf die Zulässigkeit einer 

22) Einrahmungen des Herausgebers beziehen sich auf die im nachfolgenden 
Kommentar angesprochenen Passagen. 


Beschränkung zum Zwecke des Jugendschutzes (vgl. BVerfGE 
83, 130 <139>) oder eines anderen verfassungsrechtlich ge¬ 
schützten Gutes (vgl. BVerfGE 81,278 <292>) ankommt, sind 
vielmehr auch Behörden und Gerichte zu der Prüfung befugt, ob 
ein Werk die Merkmale des — weit zu verstehenden — Wissen¬ 
schaftsbegriffs erfüllt. 


( Einem Werk kann allerdings nicht schon deshalb die^ 
Wissenschaftlichkeit abgesprochen werden, weil cs Einsei¬ 
tigkeiten und Lücken aufweist oder gegenteilige Auffas¬ 


sungen unzureichend berücksichtigt. 


All das mag ein Werk als fehlerhaft im Sinn der Selbstdefi- 
nition wissenschaftlicher Standards durch die Wissenschaft 
ausweisen. 


^ Dem Bereich der Wissenschaft ist es erst dann entzogen^N 
wenn es den Anspruch von Wissenschaftlichkeit nicht nur im 
einzelnen oder nach der Definition bestimmter Schulen, 
\ sondem systematisch verfehlt. _ J 


Das ist insbesondere dann der Fall, wenn es nicht auf 
Wahrheitserkenntnis gerichtet ist, sondern vorgefaßten Mei¬ 
nungen oder Ergebnissen lediglich den Anschein wissenschaft¬ 
licher Gewinnung oder Nachweisbarkeit verleiht. Dafür kann 
die systematische Ausblendung von Fakten, Quellen, Ansichten 
und Ergebnissen, die die Auffassung des Autors in Frage stellen, 
ein Indiz sein. Dagegen genügt es nicht, daß einem Werk in 
innerwissenschaftlichen Kontroversen zwischen verschiedenen 
inhaltlichen oder methodischen Richtungen die Wissenschaft¬ 
lichkeit bestritten wird. 


2. Nach diesen Grundsätzen ist es verfassungsrechtlich 
nicht zu beanstanden, daß das Bundesverwaltungsgericht - 
- wie schon die Bundesprüfstelle - dem Buch des Beschwer¬ 
deführers den Wissenschaftscharakter abgesprochen hat. ... 

Denn das Gericht ist unter Berücksichtigung des von der 
Bundesprüfstelle eingeholten Gutachtens und der Feststel¬ 
lungen des Verwaltungsgerichts zu dem Ergebnis gelangt, 
daß das Buch von dem Willen zur Propagierung einer 
bestimmten historisch-politischen Auffassung und nicht 
von dem Bestreben nach Wahrheitssuche geprägt wird. 

Diese Auffassung wird insbesondere durch die Begrün¬ 
dung des Bundesverwaltungsgerichts gestützt der Beschwer¬ 
deführer habe die seiner These entgegenstehende Literatur 
völlig ausgespart. In der Tat hätte er auf eine Fülle nach den 
Quellen gearbeiteter wissenschaftlicher Untersuchungen 
sowie auf Dokumentationen, Tagebücher und Monogra- 
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phien zurückgreifen können, die Aussagen zum Kriegswil¬ 
len Hitlers und zu dessen Verantwortung für den Ausbruch 
des Zweiten Weltkrieges enthalten. Auf diese wird nicht 
einmal im Quellenverzeichnis des Buches hingewiesen. 


II. 

Die angegriffenen Entscheidungen verstoßen jedoch gegen 
das Grundrecht der Meinungsfreiheit. 

1. Das Buch fällt in den Schutzbereich des Art. 5 Abs. 1 Satz 
1 GG. 

a) Dieser gewährleistet jedermann das Recht, seine Meinung 
frei zu äußern: Jeder soll frei sagen können, was er denkt, auch 
wenn er keine nachprüfbaren Gründe für sein Urteil angibt oder 
angeben kann. Zugleich ist es der Sinn von Meinungsäußerun¬ 
gen, geistige Wirkung auf die Umwelt ausgehen zu lassen, 
meinungsbildend und überzeugend zu wirken. Werturteile sind 
danach geschützt, ohne daß es darauf ankäme, ob die Äußerung 
wertvoll oder wertlos, richtig oder falsch, emotional oder ratio¬ 
nal ist (vgl. BVerfGE 61, 1 <7>; 85, 1 <15>). 

Auch Tatsachenbehauptungen sind durch das Grundrecht 
der Meinungsfreiheit jedenfalls insoweit geschützt, als sie Vor¬ 
aussetzung für die Bildung von Meinungen sind. Nur die bewußt 
unwahre Tatsachenbehauptung fällt von vornherein aus dem 
Schutzbereich des Grundrechts heraus, weil sie zur verfassungs¬ 
mäßig vorausgesetzten Meinungsbildung nicht beitragen kann 
(vgl. BVerfGE 61, 1 <7 ff.>; 85, 1 <15>)... 

b) Das Buch des Beschwerdeführers ist durch seine 
Meinung zur Kriegsschuldfrage geprägt. Auf eine unwahre 
Tatsachenbehauptung läßt es sich nicht reduzieren. ... 


bb) Die Annahme der Bundesprüfstelle und — ihr folgend - 
-des Bundesverwaltungsgerichts, das Buch des Beschwerdefüh¬ 
rers könne schon deshalb indiziert werden, weil es die NS- 
Ideologie durch eine falsche historische Darstellung aufwerte, 
trägt jedoch der Bedeutung des Grundrechts aus Art. 5 Abs. 1 
Satz 1 GG nicht ausreichend Rechnung. 

Bundesprüfstelle und Bundesverwaltungsgericht gehen nicht 
davon aus, daß der Beschwerdeführer in seinem Buch zum 
Rassenhaß aufstachele, den Krieg verherrliche oder andere im 
oben dargelegten Sinne jugendgefährdende Thesen vertrete. 

Tatsächlich vermeidet es der Beschwerdeführer, die NS- 
Ideologie zu rechtfertigen, den Krieg zu verherrlichen oder die 
Ermordung von Millionen von Juden zu leugnen oder zu vertei¬ 
digen. Eine Gefährdung der Jugend durch die Propagierung von 
Ideen, die offensichtlich mit den Grundprinzipien von Men¬ 
schenwürde und Freiheitlichkeit, von denen die Verfassung 
ausgeht, unvereinbar wären, läßt sich also nicht feststellen. 

Die Gefahr, die nach Auffassung der Bundesprüfstelle und 
des Bundesverwaltungsgerichts von dem Buch ausgeht, ergibt 
sich vielmehr daraus, daß der Beschwerdeführer Hitler und die 
übrigen Machthaber des NS-Regimes von einer Schuld oder 
auch nur Mitschuld am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges zu 
entlasten versucht und darüber hinaus — in einer Fußnote — die 
Ermordung der Juden als Folge des von anderen verursachten 
Krieges und der vorausgegangenen Kriegsverbrechen anderer 
hinstellt. 

Die Wertung, daß eine Gefahr für die Jugend schon deshalb 
entstehen kann, weil der BeschwerdeführerdieNS-Ideologie als 


harmlos erscheinen läßt, indem er gerade die schwerwiegend¬ 
sten Unrechtshandlungen des Nationalsozialismus leugnet oder 
sie als Folge von Entwicklungen darstellt, die dieser nicht zu 
verantworten hatte, ist zwar nachvollziehbar. Bei der Prüfung, 
ob dies bereits den Eingriff rechtfertigt, der mit einer Indizie¬ 
rung der Schrift verbunden ist, muß jedoch berücksichtigt 
werden, daß die genannten Erwägungen nur mittelbare Auswir¬ 
kungen der Schrift betreffen, deren Gefährdungspotential be¬ 
sonders schwer einzuschätzen ist. Vor allem ist in diesem 
Zusammenhang aber zu bedenken, daß Äußerungen zur Ge¬ 
schichtsinterpretation, insbesondere solche, die sich auf die 
jüngere deutsche Geschichte beziehen, als Beitrag zur politi¬ 
schen Meinungsbildung in den Kembereich des Schutzes fallen, 
den Art. 5 Abs. 1 GG gewährleistet. Das gilt unabhängig davon, 
ob sie im Spektrum gängiger Lehnneinungen oder weit außer¬ 
halb davon liegen, ob sie gut begründet erscheinen oder ob es 
sich — wie hier bei der zentralen Frage des Buches nach der 
Kriegsschuld — um anfechtbare Darstellungen handelt. 

Der demokratische Staat vertraut grundsätzlich darauf, daß 
sich in der offenen Auseinandersetzung zwischen unterschied¬ 
lichen Meinungen ein vielschichtiges Bild ergibt, dem gegen¬ 
über sicheinseitige, auf Verfälschung von Tatsachen beruhende 
Auffassungen im allgemeinen nicht durchsetzen können. Die 
freie Diskussion ist das eigentliche Fundament der freiheitli¬ 
chen und demokratischen Gesellschaft. Auch Jugendliche kön¬ 
nen nur dann zu mündigen Staatsbürgern werden, wenn ihre 
Kritikfähigkeit in Auseinandersetzung mit unterschiedlichen 
Meinungen gestärkt wird. Das gilt in besonderem Maße für die 
Auseinandersetzung mit der jüngeren deutschen Geschichte. 
Die Vermittlung des historischen Geschehens und die kritische 
Auseinandersetzung mit abweichenden Meinungen können die 
Jugend sehr viel wirksamer vor Anfälligkeit für verzerrende 
Geschichtsdarstellungen schützen als eine Indizierung, die sol¬ 
chen Meinungen sogar eine unberechtigte Anziehungskraft 
verleihen könnte. 

Die Entscheidungen der Bundesprüfstelle und des Bundes¬ 
verwaltungsgerichts tragen diesen Grundsätzen nicht hinrei¬ 
chend Rechnung. Sie verkennen zunächst, daß sich das Buch des 
Beschwerdeführers nicht auf eine einzige Tatsachenbehauptung 
reduzieren läßt, die ohne weiteres als widerlegt angesehen 
werden kann, sondern die Darlegung einer bestimmten Auffas¬ 
sung zu zeitgeschichtlichen Vorgängen enthält, die eine Viel¬ 
zahl von Tatsachenbehauptungen und Wertungen miteinander 
verbindet. Vor allem aber fehlt es an einer Abwägung zwischen 
dem mit der Indizierung verfolgten Zweck und dem Gewicht des 
Eingriffs in die Meinungsfreiheit. Dabei hätten Bundesprüfstel¬ 
le und Bundesverwaltungsgericht insbesondere prüfen müssen, 
ob es der Entwicklung Jugendlicher in einem demokratischen 
Staat dient, ihnen extreme Positionen einer zeitgeschichtlichen 
Diskussion vorzuenthalten. 

Die angegriffenen Entscheidungen sind daher aufzuheben, 
f Ob die Behörde bei einer erneuten Prüfung zu demselben | 
• Ergebnis gelangen kann, ist hier nicht zu entscheiden. 

Henschel Seidl Grimm 

Richter Dietrich ist aus dem Amt ausgeschieden und deshalb 
an der Unterschrift gehindert 

Söllner Henschel Kühling 

Seibert" 
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Geschichtsforscher 

In keiner uns bekannten fremdvölkischen Demokra¬ 
tie unterlagen oder unterliegen historische Untersu¬ 
chungen über das Verhalten von Diplomaten, Presse, 
Geheimdiensten, Politikern - ob nun ihre Aktivitäten 
friedenserhaltend waren oder zum Krieg führten — 
staatlichen Repressionen. Die Bekämpfung der von den 
alliierten Siegern 1919 im § 231 des Versailler Friedens¬ 
diktates verfügten Kriegsschuldlüge, derzufolge 
Deutschland am Ausbruch des Ersten Weltkrieges al¬ 
leinschuldig gewesen sei, war offizielles Anliegen nahe¬ 
zu aller Parteien der Weimarer Republik. 

Ganz anders sieht die Situation nach der bedin¬ 
gungslosen Kapitulation Deutschlands 1945 aus. Aus¬ 
schließlich die so souverän sein wollende Bundesrepu¬ 
blik bedient sich mit vorbehaltloser Unterstützung al¬ 
ler ihrer tragenden Parteien hintertückischer Zensur¬ 
maßnahmen und der Strafjustiz zur Unterbindungjegli- 
cher Verteidigung Deutschlands in bezug auf 

a) die nationale Erhebung 1933 in Deutschland, 

b) die Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges, 

c) die Kriegsverbrechensthematik. 

Hintertückisch vor allem insofern, als § 1, Punkt 15, 

Abs. 2 des Gesetzes über die Verbreitungjugendgefähr- 
dender Schriften ausdrücklich klarstellt, daß 

Indizierung auf keinen Fall als Mittel einer politischen, 
künstlerischen oder literarischen Zensur verwendet werden 
darf"™ 

Die Behörden der sich nahezu täglich als "freiheitli¬ 
che Demokratie" und "Rechtsstaat" preisenden Bundes¬ 
republik Deutschland sind um den "Schutz der Jugend" 
so besorgt, daß sie nicht nur auf die Einhaltung der von 
ihnen auf ihr erwünschtes Geschichtsbild ausgerichte¬ 
ten Schulrichtlinien achten und unabhängig denkende 
Lehrer sowie Hochschullehrer unverzüglich entlassen. 
ISein, sie sind so eifrig, daß sie unter dem Vorwand des 
Jugendschutzes auch den Erwachsenen, dem gesamten 
Volk grundsätzliche Informationen vorenthalten, ja in 
Mißachtung von Menschenrechten und Menschenwür¬ 
de aktiv unterbinden, die zur Klärung historischer 
Entwicklungen von entscheidender Bedeutung sind. 

Dabei geht es, wie der Verfasser in mehreren Verfah¬ 
ren vor der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Schriften, aber auch vor Gericht erfahren mußte, nicht 
etwa um Sachfehler in einer Publikation, sondern aus¬ 
schließlich um Dogmen, bei denen Sachargumente an 
einer künstlich errichteten Gummi wand abprallen. Um 
ihren Glauben als allein seligmachend abzuschirmen, 
sind sich diese "demokratischen" Amtspersonen nicht 
zu schade, selbst dümmste Sprüche aneinanderzurei¬ 
hen und kraft Amtes zu diktieren. Dies gelingt ihnen 
mühelos, da sie -- im Gegensatz zum publizierenden 
Wissenschaftler — für ihre Behauptungen keinerlei 
Beweise zu liefern brauchen. Sprüche genügen für die 
Amtspersonen und ihre Gremien, die sich aus Perso- 

23) Vgl. IIT Nr. 34, S. 3. 


= Opfer von Sprüchen 

nen, nicht mit geprüfter, sondern mit "vermuteter Sach¬ 
kenntnis" zusammensetzen und demselben Dienstherrn 
unter- oder "nahe"-stehen. 

Auf diese Weise wird schon im Vorfeld mit regulier¬ 
barer Stimmenmehrheit jede unerwünschte histori¬ 
sche Aufarbeitung niedergewalzt, damit die einmal 
kraft Siegermacht verfügte "Wahrheit" ja unverändert 
erhalten bleibe, und mag sie noch so sehr mit Lügen, 
Vorurteilen und Fälschungen zusammengeschustert 
sein. 

Was in den vergangenen 20 bis 30 Jahren alles gegen 
das Buch des Verfassers "Wahrheit für Deutschland — 
Die Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges" unternom¬ 
men worden ist, wurde in den Historischen Tatsa¬ 
chen Nr. 7, 12, 13, 21 + 34 dokumentarisch festgehal¬ 
ten. Nachdem nunmehr ein löjähriger Prozeßstreit - 
scheinbar - zu Ende gegangen ist (scheinbar deshalb, 
weil er inzwischen aufs neue entbrannt ist), gibt es neue 
Sprüche. Allerdings keinen einzigen, der dem Verfasser 
einen Sachfehler vorwirft. 

Da die Bundesverfassungsgerichtsentscheidungen 
(BVerfGE) veröffentlicht werden, macht es sich gut, 
ausgiebig über geschützte Rechte und Freiheiten zu 
fabulieren. Wir können das hier, weil längst bekannt 
und es von Eingeweihten als Ablenkung aufgefaßt wer¬ 
den könnte, übergehen. Wichtig hingegen ist bei der 
zuvor in Auszügen wiedergegebenen Entscheidung fol¬ 
gendes: 

Das Bundesverfassungsgericht verfügt kurzerhand 
- ohne jede Beweisführung, versteht sich zu Recht 
sei dem Buch des Verfassers der Charakter der Wissen¬ 
schaftlichkeit abgesprochen worden, da es "nicht von 
dem Bestreben nach Wahrheitssuche geprägt" sei. Das 
sind ungeheuerriche, die Ehre und Menschen¬ 
würde des Verfassers verletzende Sprüche; insbe¬ 
sondere wenn man die zuvor vom BVerfG spezifizierten 
Merkmale der noch unter den Schutzbereich der Wis¬ 
senschaftsfreiheit fallenden einseitigen, lückenhaften 
Werke bedenkt, die "gegenteilige Auffassungen unzu¬ 
reichend berücksichtigen". 

Als Begründung wird das Bundesverwaltungsge¬ 
richt zitiert, das dem Verfasser vorwarf, dieser habe die 
ihm unerwünschte Literatur ausgespart, obgleich sie 
"in Fülle in Form von Dokumentationen, Tagebüchern 
und Monographien vorhanden" sei. Der Verfasser habe 
nicht einmal im Quellenverzeichnis daraufhingewie¬ 
sen. - Weder das Bundesverwaltungs- noch das 
Bundesverfassungsgericht haben indessen eine 
einzige Dokumentation, ein einziges Tagebuch, 
eine einzige Monographie beim Namen genannt 
oder ihre Bedeutung in den Sachzusammenhang 
gestellt, die zur Bearbeitung des gestellten The¬ 
mas erforderlich gewesen wäre. Es wird hier also 
keine Sachdebatte mit wissenschaftlichen Maßstäben 
geführt, sondern eine völlig unqualifizierte Abkanze- 
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lung des Verfassers durch die obersten Bundesgerichte 
vorgenommen. Dabei hat das BVerfG sogar selbst weni¬ 
ge Sätze zuvor in derselben Urteilsbegründung ausge¬ 
führt: 

"Über gute und schlechte Wissenschaft, Wahrheit und Un¬ 
wahrheit von Ergebnissen kann nur wissenschaftlich geurteilt 
werden." 

Wie grotesk die Abkanzelung des Verfassers 
ist, erweist sich auch daran, daß sein Quellenver¬ 
zeichnis 13 Seiten umfaßt und 271 - teils mehr¬ 
bändige — Werke und Dokumentationen sowie 
zusätzlich 25 Zeitschriften und Zeitungen anführt, 
die im zur Debatte stehenden Buch aber auch 
verarbeitet worden sind. Unter den benannten 
Dokumentationen befinden sich sämtliche ein¬ 
schlägigen Publikationen - also der Öffentlich¬ 
keit zugängliche Dokumente -- aller maßgeblich 
am Krieg beteiligten Mächte. Ihre Verarbeitung 
hat 15 Jahre Zeitaufwand erfordert. Angesichts 
dieser Fülle an nachgewiesenem internationa¬ 
lem Schrifttum ist der Vorwurf der obersten Ge¬ 
richte wahrlich ein die Menschenwürde des Ver¬ 
fassers verletzender Amtsmißbrauch! 

Bei solcher Spruchpraxis reduziert sich Geschichts¬ 
wissenschaft ausschließlich auf das, was die gegenwär¬ 
tig propagierten "Erkenntnisse" der Lakaienprediger 
bestätigt. Alles andere ist mit dem Spruch abzukanzeln, 
es sei "von dem Willen zur Propagierung einer bestimm¬ 
ten historisch-politischen Auffassung und nicht von 


dem Bestreben nach Wahrheitssuche geprägt" und "spa¬ 
re die Fülle von Dokumentationen, Tagebüchern und 
Monographien aus, die für das gegenwärtige Geschichts¬ 
bild herangezogen worden sind". Wie gesagt, solche 
Sprüche bedürfen keiner Beweise. Man braucht keine 
Einzelheiten in der Sache. Der Schutzbereich für die 
Wissenschaft — und dieser ist bekanntlich "weit zu 
verstehen" - ist dem Wissenschaftler kraft beweislosem 
Spruch kurzerhand entzogen. So einfach ist das. Demo¬ 
kratie, Rechtsstaat? 

Nachdem das BVerfG schließlich am Ende seiner 
Urteilsbegründung wenigstens dann unter Berufung 
auf die geschützte Meinungsfreiheit die Freisetzung 
des Buches "Wahrheit für Deutschland -- Die Schuld¬ 
frage des Zweiten Weltkrieges" vom Index verfugt hat, 
überreicht es der Behörde mit dem letzten Satz im 
Urteil 

— "Ob die Behörde bei einer erneuten Prüfung zu demselben 
Ergebnis gelangen kann, ist hier nicht zu entscheiden." -- 

den Freibrief, das ganze juristische Spielchen noch 
einmal von vorne zu beginnen. Der erste Gang durch die 
Instanzen hat bekanntlich "nur" 15 Jahre gedauert. 
Das also soll rechtsstaatliche Praxis sein? Also verfügte 
die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften 
sinnigerweise für den 1. September 1994, dem 55. Jah¬ 
restag des Kriegsbeginns, eine erneute Entscheidungs¬ 
sitzung, die dann auf Antrag auf den 3. November 1994 
verschoben wurde und, wie gesagt, mit neuerlicher 
Indizierung endete. 


Erneute Indizierung durch die 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften am 3.11.1994 


Aus den Gründen .... 

"Walendy geht es ersichtlich nur darum, durch die Zusam¬ 
menstellung seiner Fakten, Erkenntnisse und Ansichten zu 
belegen, daß Hitler niemals, sondern allein alle anderen Groß¬ 
mächte sowie Polen den Krieg wollten und in die Wege leiteten, 
daß somit alle anderen eine Kriegsschuld trifft, nur Nazi- 
Deutschland nicht. 

Diese vollkommen verzerrte, den Nationalsozialismus ver¬ 
harmlosende und einseitig auf Reinwaschung Hitlers von jedwe¬ 
der Schuld am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges angelegte 
Darstellung historischer Vorgänge ist jugendgefährdend im 
Sinne von § 1 Absatz 1 GjS. 

Als Beitrag zur polnischen Meinungsbildung fällt sie aber 
zugleich in den Kembereich des Schutzes, den Art. 5 Abs. 1 GG 
gewährleistet (BVerGE, 1 BvR 434/87, S. 27). 

Daher ist die Bundesprüfstelle nunmehr verpflichtet, zwi¬ 
schen dem Recht auf Meinungsfreiheit und dem Jugendschutz 
abzu wägen und festzustellen, welchem Verfassungsgut der Vor- 
rang vor dem anderen gebührt. 

Das 12er-GremiumderBundesprüfstelle hat abgewogen und 
dabei festgestellt, daß das Buch "Wahrheit für Deutschland - 
Die Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges" eine Lehre verkün¬ 
det, die in hohem Maße irreführend und daher jugendgefähr¬ 
dend ist, so daß das Recht auf Meinungsäußerungsfreiheit durch 
die Indizierung Einschränkungen erfahren muß. 

Die in Wahrheit für Deutschland" aufgestellten plakativen 


Behauptungen von der Unschuld des Hitler-Regimes und der 
Schuld der arglistigen Nachbarstaaten sind das Material, mit 
denen ewig gestrige Grenzverschieber die unwissende jüngere 
Generation infiltrieren. 

Walendy's zeitgeschichtliche Darstellung läßt sich nicht 
ohne weiteres richtigstellen, denn die aufgeführten Details 
für sich allein sind mehr oder weniger korrekt, nur die 
historische »Erkenntnis«, zu der die Details zusammenge¬ 
fügt wurden, ist falsch. Walendy's Werk ist so angelegt, daß 
es einen wissenschaftlichen Eindruck erweckt, u.a. enthält 
es eine große Anzahl von mit Fußnoten belegten Zitaten. 
Diese Konzeption verleiht dem Buch den Anschein von 
Glaubwürdigkeit. 

Die als Wissenschaft getarnten, einfach gestrickten Schuld¬ 
zuweisungen betreffend den Zweiten Weltkrieg sind weder 
pädagogisch wertvoll noch in sonsüger Weise geeignet, die 
Kritikfähigkeit von Jugendlichen zu fördern, weil die dafür 
erforderliche Auseinandersetzung mit dem revisionistischen 
Gedankengut von Minderjährigen regelmäßig nicht erbracht 
und auch gar nicht erwartet werden kann. Es widerspricht jeder 
Lebenserfahrung anzunehmen, daß Kinder und Jugendliche zu 
dem Thema mehrere Geschichtsbücher lesen und dann die 
zutreffende Erkenntnis gew innen, daß Walendy's "Wahrheit für 
Deutschland" nicht mehr ist als ein trügerisches Zerrbild deut¬ 
scher Geschichte, das zudem ganz nebenbei und wie selbstver¬ 
ständlich Hitler und das Nazi-Regime verharmlost. 
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Zu befürchten ist vielmehr, dali sich leicht beeinflußba¬ 
re Minderjährige, angetan von der überzeugenden Schlicht¬ 
heit der in dem Buch vertretenen Ergebnisse, sich diese 
unreflektiert aneignen werden. 

Das Wissen um die absolute Unschuld (Hitler-)Deutsch- 
lands am Zweiten Weltkrieg stärkt das Selbstbewußtsein, und 
nichts ist aus Sicht der in ihrer Entwicklung noch begriffenen 
Persönlichkeiten angenehmer als zu behaupten, daß schuld 
ausschließlich die anderen sind; den Beleg dafür bietet 
Walendy's Werk schwarz auf weiß, mit anscheinend wis¬ 
senschaftlichen Zitaten ausgeschmückt und nun höchstrich¬ 
terlich gewürdigt als Beitrag zur politischen Meinungsbil¬ 
dung. 

Dementsprechend frohgemut werben einschlägige Kreise 
unter Berufung auf das Bundesverfassungsgericht für das Buch 
"Wahrheit für Deutschland — Die Schuldfrage des Zweiten 
Weltkrieges" ... 

In dem augenscheinlichen Bestreben rechter Organisatio¬ 
nen, dem Geschichtswerk des Autors Walendy zu weiter 
Verbreitung zu verhelfen, ist die Gefahr inbegriffen, daß 
vermehrt Kinder und Jugendliche, in ihrer Entwicklung noch 
unfertige Menschen und daher leichter zu indoktrinieren, 
Adressaten der von dem Buch verkündeten Lehre über die 
Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges sind. 

Sollte das Buch einmal über einen rechten Lese-Zirkel 
hinaus ernst genommen werden, ist dies für die Zukunft des 
demokratischen Rechtsstaates sicherlich nicht ganz ohne 
Bedeutung; das Buch erweist sich nämlich mit seinen 
einseitigen, eifernden Schuldzuweisungen gegen die euro¬ 
päischen Nachbarstaaten als durchaus friedensbedrohend. 

Brockhorst-Reetz, 29. Nov. 1994" 



Aus Schleswig-Holstein angereiste "Antifaschisten", bei ei¬ 
ner ihrer zahlreichen aggressiven Demonstrationen im kleinen 
dänischen Städtchen Kollund gegen den 76jährigen Schwerkriegs¬ 
beschädigten Thies Christophersen, der weder ihnen noch ande¬ 
ren etwas angetan hat, sondern der nur gewagt hatte, von dem ihm 
in einer Demokratie zustehenden Recht auf eigene Meinung und 
Publikationsfreiheit in einer Deutschlands Ehre verteidigenden 
Weise Gebrauch zu machen. Als Kritiker aller von der Obrigkeit 
verordneten Tabus war er wiederholt von der bundesdeutschen 
Justiz zu Gefängnis verurteilt worden. Aus diesem Grund wich er 
vor 8 Jahren nach Dänemark aus, in dem es kein Gesetz gibt, das 
Äußerungen zur Zeitgeschichte unter Strafe stellt. Nachdem 
Bonner Auslieferungsbegehren erfolglos blieben,scheint es so, als 
habe man sich höheren Orts auf andere Hilfsmittel der Demokra¬ 
tie besonnen: mobilisierbare gewaltbereite Chaoten, deren geisti¬ 
ges Rüstzeug aus wenigen Schlagworten besteht, die aber weder 
den attackierten Mann noch seine Schriften kennen und deren 
Demokratieverständnis sich nur auf die Tolerierung der eigenen 
Meinung erstreckt. 


Vernichtung von wissenschaftlicher Literatur 
sei "keine Menschenrechtsverletzung" -- 
Entscheidung der europäischen Menschenrechtskommission 


Die von Udo Walendy am 23. September 1992 (No. 
21128/92) bei der europäischen Menschenrechtskom¬ 
missionin Straßburg gegen die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land eingereichte Eingabe wegen Menschenrechtsver¬ 
letzung auf Grund der Beschlagnahme und ohne sach¬ 
bezogene Auseinandersetzung erfolgte Vernichtung der 
Historischen Tatsachen- Nr. 36 "Ein Prozeß, der Ge¬ 
schichte macht" wurde von der Ersten Kammer am 11. 
Januar 1995 endgültig abgelehnt. 

Auszüge der Urteilsbegründung: 

"Das Gesetz 

Der Antragsteller betont, daß die Beschlagnahme der Nr. 36 
seiner Zeitschrift sein Recht auf Meinungsfreiheit verletze, wie 
sie im Artikel 10 der Konvention garantiert ist. 

Artikel 10, Abs. 1 lautet: 

'Jedermann hat das Recht, frei seine Meinung aus¬ 
zudrücken. Dieses Recht soll die Freiheit einschließen, 
Meinungen zu haben, Informationen und Ideen ohne 
Einschränkung durch öffentliche Autoritäten und un¬ 
abhängig von Grenzen zu erhalten und zu gewähren.' 


Jedoch sind Eingriffe in dieses Recht mit der Konven¬ 
tion in Einklang zu bringen, wenn sie die Erfordernisse 
^des Absatzes 2 des Artikels 10 erfüllen, der vorsieht: 


'Die Ausübung dieser Freiheiten ist, da sie 
Pflichten und Verantwortlichkeiten einschließen, 
an solche Formalitäten, Bedingungen, Einschrän¬ 
kungen oder Strafen gebunden, wie sie vom Ge¬ 
setz vorgeschrieben sind und wie sie in einer 
demokratischen Gesellschaft im Interesse der na¬ 
tionalen Sicherheit, der territorialen Integrität oder 
der öffentlichen Sicherheit unerläßlich sind, um 
Unruhe (disorder) oder Verbrechen zu verhin¬ 
dern, Gesundheit und Moral, Ansehen oder Rechte 
Anderer zu schützen oder um Enthüllungen oer- 
traulicher Informationen zu vereiteln oder Autori¬ 
tät und Unparteilichkeit der Justiz zu gewährlei¬ 
stend 
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